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Kapitel 5
Ein neues Miteinander –  Von guter Kindheit zu würdigem Alter 
.

Wir müssen uns neu darüber verständigen, was unsere Gesellschaft zusammenhält, was alt und
jung verbindet. Teil eines grünen Neuen Gesellschaftsvertrags muss also auch ein anderes Ver-
hältnis zwischen den Generationen sein. Dabei geht es darum, die sozialen Sicherungssysteme,
vor allem die Rente, so zu gestalten, dass sich die Älterwerdenden darauf verlassen können und
die Jungen nicht überfordert werden. Der neue Vertrag zwischen den Generationen, wie wir ihn
denken, ist aber noch mehr. Er steht für eine Gesellschaft, in der Kinder sich willkommen und
Jugendliche sich akzeptiert fühlen, in der Familien gut leben können, und in der ältere Men-
schen mit ihren Erfahrungen und ihrem Wissen aktiv mitgestalten können, aber auch im Pflege-
fall gut versorgt sind. Und er steht für eine Gesellschaft der kulturellen Vielfalt, die der  nachfol-
genden Generation noch Spielräume für Entscheidungen lässt, soziale und demokratische Ein-
richtungen schützt und nicht auf Kosten der nachfolgenden Generationen lebt. Deshalb wollen
wir das Ziel der Generationengerechtigkeit im Grundgesetz verankern.

Gerade Junge und Alte erleben unsere Gesellschaft heute als eine blockierte. Kinder erhalten
nicht die Förderung, die sie brauchen, weil es für sie keine ausreichenden  und hochwertigen
Kinderbetreuungsangebote gibt. Junge Menschen werden aus der Schule mit dem Etikett “nicht
ausbildungsreif” verabschiedet. Menschen, die sich um andere kümmern – um kleine Kinder ge-
nauso wie um Alte oder Pflegebedürftige –,  werden mit dieser Aufgabe allein gelassen. Ältere
Menschen fürchten, nicht mehr gebraucht zu werden. Wir wollen diese Blockaden aufbrechen

Ein neuer Vertrag zwischen den Generationen muss auf Gerechtigkeit aufbauen. Die Entwick-
lungsmöglichkeiten für Kinder sind von Geburt an höchst ungleich verteilt. Kinder haben aber
ein Recht darauf, sich auch unabhängig von den Möglichkeiten, die ihnen ihre Familien geben
können, zu entwickeln. Es ist für uns eine Frage der Gerechtigkeit,  Kitas und Schulen so zu öff-
nen und auszubauen und zu verändern, dass hier ungleiche Startchancen ausgeglichen werden
und alles dafür zu tun, dass der Zugang zu Sport, Musik und Kultur von den Interessen der Kin-
der und nicht vom Geldbeutel der Eltern abhängt. Wir werden nicht hinnehmen, dass Leben mit
Kindern ein Armutsrisiko bedeutet  und ein Viertel aller Kinder in Deutschland in Armut lebt -
und genauso muss der Armut im Alter jetzt vorgebeugt werden. 

Der Neue Gesellschaftsvertrag setzt darauf, dass die Menschen frei entscheiden können, wie sie
leben wollen. Für uns ist Familie überall dort, wo Menschen verbindlich füreinander Verantwor-
tung übernehmen, und insbesondere dort, wo Kinder sind: in Ehen mit und ohne Trauschein, in
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Patchwork- und Regenbogenfamilien, bei Alleinerziehenden, bei Adoptiv- oder Pflegeeltern.
Und auch wenn Menschen alt sind, sollen sie noch selbstbestimmt leben können.

Förderung und Bildung von Anfang an

Jedes Kind hat ein Recht auf die bestmögliche Förderung. Deshalb treten wir für einen Rechts-
anspruch auf eine qualitativ hochwertige und vor allem ganztägige Bildung, Betreuung und Er-
ziehung für alle Kinder ab dem ersten Lebensjahr ein. Junge Eltern müssen sicher sein, dass sie
nach der Elterngeldzeit das Leben mit ihrem Kind und eine Berufstätigkeit miteinander verbin-
den können. Wir können es uns nicht leisten, auf viele Mütter und auch Väter im Berufsleben
zu verzichten, bloß weil es nicht ausreichend  flexible und qualifizierte Betreuungsmöglichkeiten
gibt. 

Wir brauchen eine Qualitätsoffensive für unsere  Kindertageseinrichtungen. In diesen frühen
Jahren werden die Weichen für das spätere Leben der Kinder gestellt.  Mit einer besseren Perso-
nalausstattung, kleineren Gruppen und einem höheren Ausbildungsniveau des Personals steigt
die Qualität der individuellen kindbezogenen Förderung. Wir GRÜNE wollen, dass Bund, Län-
der, Kommunen und Träger von Kindertagesstätten sich auf bundesweit gültige Betreuungs-
standards verständigen und diese gemeinsam anstreben. Dazu gehören auch ein gesundes Mit-
tagessen und eine gute Ausstattung der Einrichtungen und bessere Bezahlung des Personals. El-
tern müssen sich darauf verlassen können, dass ihre Kinder dort gut aufgehoben sind. Die Qua-
lifizierung und Weiterbildung von Tagesmüttern wollen wir bundeseinheitlich sichern. 

Auf den Anfang kommt es an – Frühe Hilfen ausbauen 

Täglich setzen Eltern alles daran, ihre Kinder zu eigenständigen und eigenverantwortlichen Per-
sönlichkeiten zu erziehen. Eine beachtliche Leistung. Gelegentliche Überforderungssituationen
und Hilflosigkeit sind dabei ganz normal.

Daneben gibt es aber auch Eltern, die grundsätzlich überfordert sind und Schwierigkeiten mit
der Erziehung ihrer Kinder haben. Für diese Eltern brauchen wir gezielte Unterstützung. 

Wir wollen, dass erfolgreiche Konzepte wie Elternbriefe, „Geburtsbegrüßungsprogramme“, Fa-
milienhebammen, Eltern-Kind-Zentren, Stadtteilmütter oder spezielle Hilfsangebote wie z.B. für
Eltern von Schreikindern flächendeckend ausgebaut werden und deutlich mehr Unterstützung
bekommen.

Frühe Förderung ohne Zugangshürden

Von einer guten Bildungs- und Förderlandschaft haben alle etwas: Kinder aus einem günstigen
familiären Umfeld gewinnen zusätzlich, Kindern aus schwierigen Verhältnissen hilft eine gute
Kita, frühzeitig Nachteile auszugleichen. Der Zugang zu dieser Förderung muss zum einen un-
abhängig davon möglich sein, ob beide Eltern berufstätig sind. Zum anderen müssen Elternbei-
träge nach Einkommen gestaffelt und schrittweise abgebaut werden. Wir wollen die Beitrags-
freiheit für die Kindertagesbetreuung. In einem ersten Schritt soll ein Betreuungsjahr für jedes
Kind gebührenfrei sein. Außerdem darf das ab 2013 geplante Betreuungsgeld nicht eingeführt
werden. Denn damit werden gerade die Kinder, die die Förderung und Unterstützung dringend
bräuchten, von Kitas und Kindergärten ferngehalten, weil die Eltern für’s zu-Hause-Betreuen
Geld bekommen.

Von der besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie profitieren besonders Alleinerziehende,
die am Arbeitsmarkt stark benachteiligt sind. Aber auch im Alltag sind sie stärker belastet. Daher
brauchen gerade Einelternfamilien ein gutes Netz aus unbürokratischen sozialen Diensten, fle-
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xiblen Betreuungsmöglichkeiten und auf sie zugeschnittenen Gesundheitsangeboten. Mit Hilfe
von guter Infrastruktur und materieller Unterstützung wollen wir die Lebenssituation von Allein-
erziehenden verbessern.

Kinderarmut bekämpfen und verhindern

Armut von Kindern hat viele Gesichter: Chancenarmut, Bildungsarmut, Mangel an Entwick-
lungsmöglichkeiten, aber natürlich auch materielle Armut. Wer in solcher Armut groß wird, hat
bei uns schlechte Karten. Seine Chancen, die Schule ohne Abschuss zu verlassen, immer wieder
arbeitslos zu werden und womöglich im Alter arm zu sein, sind hoch. Um solche Armutskarrie-
ren zu durchbrechen, muss vieles ineinandergreifen: Es braucht gute  Kindertagesbetreuung und
Schulen, wichtige Infrastruktur für Kinder wie Schwimmhallen und Bibliotheken dürfen nicht
schließen, Eltern müssen in ihrer Kompetenz unterstützt werden und nicht zuletzt muss auch für
ein bedarfsgerechtes Auskommen der Familien gesorgt sein. Kinder kann man mit 211 EUR
nicht gesund ernähren und ihnen eine kindgerechte Entwicklung ermöglichen. Für Kinder und
Jugendliche brauchen wir deshalb endlich Regelsätze, die den tatsächlichen Bedarf abdecken.

Aber nicht nur Kinder;deren Eltern Arbeitslosengeld II beziehen machen die Erfahrung, was es
bedeutet wenig Geld zu haben. Deshalb muss die Ehe- und Familienförderung grundsätzlich
überarbeitet werden. Wir schlagen eine eigenständige und bedingungslose Kindergrundsiche-
rung für alle Kinder vor. Sie soll das soziokulturelle Existenzminimum und Freibeträge für Erzie-
hung und Betreuung umfassen, sofern diese Leistungen nicht öffentlich kostenfrei bereitgestellt
werden. Die Eltern müssen diese Kindergrundsicherung versteuern. Bei den Regelungen zur Be-
steuerung der Einkommen aus der Kindergrundsicherung müssen die Familiengröße ebenso be-
rücksichtigt werden, wie Fragen des Unterhaltes. Mit dieser Leistung werden sämtliche Kinder
unterstützt, unabhängig davon, ob ihre Eltern verheiratet sind oder nicht oder allein erziehend.
Zur Finanzierung wollen wir das Ehegattensplitting im Rahmen der verfassungsrechtlichen Mög-
lichkeiten abschaffen. Das bringt mehr Gerechtigkeit für alle. Alleinerziehende, Familien mit ge-
ringem Einkommen und Familien mit mehreren Kindern profitieren deutlich. Aber auch be-
stimmte, vermeintlich nicht von Armut bedrohte Familien der Mittelschicht werden durch die
einkommensorientierte Kindergrundsicherung abgesichert. Familien mit hohen Einkommen
bleibt dagegen im Vergleich zu heute unterm Strich weniger. Mit einer solchen einkommensori-
entierte Kindergrundsicherung ordnen wir das Familien- und Ehefördersystem völlig neu und
stellen es vom Kopf auf die Füße.

Neue Väter hat das Land

Eine familienfreundliche Gesellschaft muss die Bedürfnisse von Kindern, Müttern und eben auch
Vätern wichtig nehmen. Es gibt immer mehr Väter, die  für ihre Kinder da sein wollen. Unsere
Gesellschaft muss sich darauf noch deutlich besser einstellen. Dazu gehört ganz zentral eine Ar-
beitskultur und flexible Arbeitszeitmodelle, die es Frauen wie Männern möglich macht, ein Le-
ben mit Kindern und eine erfolgreiche Berufstätigkeit zu vereinbaren. Wir wollen das Elterngeld
weiterentwickeln. Mit der derzeitigen Ausgestaltung werden Erziehende mit keinem oder gerin-
gem Einkommen gegenüber dem früheren Erziehungsgeld schlechter gestellt. Deshalb wollen
wir einen bedarfsgerechten Sockelbetrag für Geringverdienende und Studierende einführen. Al-
leinerziehende und gleichgeschlechtliche Partnerschaften dürfen nicht benachteiligt werden.
Zwei Vätermonate machen noch keine Gleichberechtigung. Ziel ist die paritätische Aufteilung
der Elternzeit.

Vielfalt der Familienformen anerkennen und fördern 
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Familie ist für uns Grüne da, wo Kinder sind oder wo Menschen dauerhaft füreinander Verant-
wortung übernehmen. In unserer Gesellschaft gibt es eine Vielzahl unterschiedlicher Formen des
Zusammenhalts und miteinander Lebens auch ohne verwandtschaftliche Beziehungen. Wir wol-
len diese Vielfalt der Familienformen anerkennen und angemessen fördern. Jedes Kind muss die
gleichen Rechte und die gleiche Absicherung haben.

Benachteiligungen in der Familienförderung abbauen 

Familien mit Kindern werden derzeit grundlegend anders besteuert, je nachdem ob die Eltern
verheiratet, allein erziehend sind oder in einer Eingetragenen Lebenspartnerschaft leben. Diese
Ungleichbehandlung wollen wir beseitigen. Wir wollen eine steuer- und sozialpolitische Gleich-
behandlung aller Lebensformen mit Kindern.

Realitäten anerkennen 

Das derzeitige Familien- und Kindschaftsrecht deckt weder die Vielfalt noch die Veränderlichkeit
der vielfältigen Familienformen ab. Patchworkfamilien, in denen Kinder mit mehr als zwei er-
wachsenen Bezugspersonen aufwachsen, oder gleichgeschlechtliche Regenbogenfamilien sind
bislang weitgehend unberücksichtigt.

Kinderwunsch anerkennen – Gleiche Rechte herstellen 

Viele Paare ohne Trauschein, Lebenspartnerinnen und Alleinstehende wünschen sich Kinder und
ziehen dafür auch ärztlich assistierte Reproduktion in Betracht. Bei der Übernahme der anfallen-
den Behandlungskosten sollen alle diese Zielgruppen gleich gestellt werden. Durch die früheren
Gesundheitsreformen ist eine soziale Schieflage entstanden, weil sich Geringverdienende die ho-
hen Behandlungskosten nicht mehr leisten können. Die Kosten für eine begrenzte Anzahl von
Behandlungen sollen künftig wie andere familienbezogenen Leistungen steuerfinanziert über-
nommen werden. Darüber hinaus wollen wir das Adoptionsrecht endlich auch für gemein-
schaftliche Adoptionen durch Eingetragene Lebenspartnerschaften und für auf Dauer angelegte
nicht-eheliche Lebensgemeinschaften öffnen.

The kids are alright

Kinder und Jugendliche haben eigenständige Rechte. Sie haben ein Recht auf gewaltfreie Erzie-
hung, ein Recht auf Bildung und Betreuung und sie haben ein Recht auf Spielen. Sie brauchen
die liebevolle Zuwendung ihrer Eltern, haben aber gleichzeitig auch Anspruch auf Unterstützung
und Förderung durch den Staat. Damit daran kein Zweifel besteht, wollen wir eigenständige
Kinderrechte in den Grundrechtekatalog unserer Verfassung aufnehmen – als starken Auftrag
an die Politik, Prioritäten zugunsten von Kindern zu setzen. Wir wollen, dass Kinder wissen, dass
sie Rechte haben. Deshalb gehört das Thema „Kinderrechte“ verstärkt in Schulbücher und in
die Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung.

Junge Menschen sind wie niemand sonst auf Freiraum jenseits der eigenen Wohnung angewie-
sen. Aber junge Menschen sind im öffentlichen Raum unbeliebt: Sie machen Lärm, sie fallen
auf. Wir meinen: Kinderlärm ist Zukunftsmusik und junges Leben gehört in die Mitte der Gesell-
schaft, in die Mitte von Dorf und Stadt. Wir wollen die Vielfalt in Jugendkulturen fördern, auch
weil vielfältige kulturelle Angebote der beste Schutz gegen rechtsextreme Einfalt sind. Und wir
brauchen eine starke Jugendhilfe und engagierte Jugendverbände, die auch zukünftig vielfältige
Angebote machen und benachteiligte Jugendliche gezielt unterstützen kann. Öffentliche und
freie Träger der Jugendhilfe sind so auszustatten, dass sie ihre vielfältigen Aufgaben, insbeson-
dere auch im Bereich des Kinderschutzes verantwortlich wahrnehmen können.
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Jugendfreiwilligendienste sind wichtige Einstiegsmöglichkeiten in eine engagierte Biographie,
geben Orientierung in einer wichtigen Lebensphase und vermitteln soziale, ökologische und
kulturelle Fähigkeiten. Deshalb wollen wir das Angebot an  Jugendfreiwilligendienstplätzen
mehr als verdoppeln und es qualitativ weiter verbessern.

Für ein neues Miteinander

Unsere Gesellschaft wandelt sich. Wir werden weniger, älter und bunter. Die Gesellschaft
schrumpft, der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund nimmt zu. Manche malen ange-
sichts des demografischen Wandels das Schreckensbild eines “Kriegs der Generationen”. Neid-
debatten und Schuldzuweisungen an einzelne Generationen lehnen wir ab. Stattdessen können
Junge und Alte nur gemeinsam die kommenden Probleme lösen. Richtig organisiert und ausrei-
chend unterstützt können Junge und Alte, Frauen und Männer noch viel mehr voneinander pro-
fitieren und lernen: in Unternehmen, wenn sich der Erfahrungsschatz und Ideenreichtum der
Einen  mit der Risikobereitschaft und der Kreativität der Anderen verbinden, in neuen generatio-
nenübergreifenden Wohnformen, oder wenn sich in Freiwilligenagenturen Alte und Junge en-
gagieren. Wir brauchen ein neues Bündnis von Jung und Alt. 

Wir wollen das Zusammenleben der verschiedenen Generationen fördern. Hierfür gilt es die nö-
tige Infrastruktur in den Stadtteilen zu fördern und kleine soziale Netze aufzubauen. Die Men-
schen müssen in die Gestaltung der Wohnquartiere und Stadtteile einbezogen werden. Eigenini-
tiative, Kreativität und damit auch Selbstbestimmung der dort lebenden Menschen müssen ge-
fördert und unterstützt werden. Auch deshalb ist die Beteiligung der Bewohnerinnen und Be-
wohner bei der Gestaltung der Wohnquartiere notwendig.

Auch in einer schrumpfenden, alternden Gesellschaft wollen wir sozial und solidarisch leben.
Ost und West, Stadt und Land, Wachstumsregion und dünn besiedelte Gebiete mit abwandern-
der Bevölkerung lassen sich nicht über einen Kamm scheren. Städte und Gemeinden sind der
zentrale Ort der öffentlichen Daseinsvorsorge und hier zeigen sich der demografische und sozia-
le Wandel unmittelbar. Deshalb brauchen sie unsere Unterstützung. Wir setzen auf neue Ko-
operations- und Organisationsformen und die Entwicklung gemeinsamer Strategien.

Selbstbestimmt im Alter

Immer mehr Menschen können bereits heute bis ins hohe Alter ihr Leben aktiv und selbstbe-
stimmt führen. Und gleichzeitig gibt es Ältere, die den Eindruck haben, dass sie nirgends mehr
gefragt sind, dass niemand mehr zuhört. Altern im 21. Jahrhundert ist vielfältig und verlangt
nach  differenzierten und flexiblen Antworten. Zentral ist für uns der Wunsch nach Selbstbe-
stimmung, dessen Verwirklichung nicht an ein bestimmtes Lebensalter oder den Gesundheitszu-
stand gekoppelt sein darf. Ältere wie pflegebedürftige Menschen wünschen andere Wohn- und
Lebensformen als das klassische Heim. Gewünscht werden Angebote, die ihren Bedürfnissen
nach Individualität, Vertrautheit und Häuslichkeit Rechnung tragen. Wir wollen differenzierte
und auf viele unterschiedliche Lebenssituationen ausgerichtete Angebote für Ältere. Dazu ge-
hört für uns das generationenübergreifende Zusammenleben sowie neue Wohn- und Pflegefor-
men, wie Haus- oder Siedlungsgemeinschaften, die den individuellen Bedürfnisses Älterer eher
gerecht werden als traditionelle Großeinrichtungen. Wir wollen eine Bürgergesellschaft, die auf
die Kompetenz Älterer nicht verzichtet und ihr Engagement unterstützt. Wir brauchen alten-
freundliche Kommunen mit einem gut ausgebauten und tatsächlich barrierenfreien öffentlichen
Nahverkehr, kulturellen Angeboten und einer erreichbaren Gesundheitsinfrastruktur. Für ältere
Migrantinnen und Migranten wollen wir - wo nötig - Unterstützung anbieten, die auf Ihre be-
sonderen Lebenslagen eingeht.
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In einer altenfreundlichen Gesellschaft dürfen ältere Menschen nicht durch fehlendes Personal
und andere Zugangshürden von Mobilität ausgeschlossen werden. Wenn gesellschaftliche Teil-
habe immer mehr über neue Medien gewährleistet wird, dann müssen wir auch die Medien-
kompetenz von Älteren unterstützen. Alltagsbarrieren entstehen außerdem durch eine man-
gelnde Altenfreundlichkeit vieler Produkte. Das fängt bei kaum lesbaren Beipackzetteln an und
hört bei der schwierigen Bedienbarkeit vieler Gerätegruppen noch lange nicht auf. Eine aktive
Verbraucherschutzpolitik muss die berechtigten Interessen der Älteren klarer zur Geltung brin-
gen.

Wir wollen Menschen vor Armut im Alter schützen und deshalb für die, die ein Leben lang ge-
arbeitet haben oder dem Arbeitsmarkt zu Verfügung standen, eine Garantierente einführen, die
über der Grundsicherung liegt. 

Zum Altern gehört allerdings auch, dass man hilfsbedürftiger oder krank werden kann. Wenn
Menschen dauerhaft die Hilfe und Unterstützung anderer benötigen, darf das aber nicht in
Fremdbestimmung münden. Das Bedürfnis nach Individualität und Selbstbestimmung endet
nicht an einer bestimmten Altersgrenze, sondern muss lebenslang erfüllt werden. Wir treten da-
her für Wohn-, Pflege- und Hilfeangebote ein, die diesen Bedürfnissen gerecht werden und al-
len Menschen, egal wie alt und wie hilfebedürftig sie sein mögen, Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben ermöglichen. Alte Menschen wollen auch noch als Pflegebedürftige und Hochbe-
tagte selbstbestimmt über ihr Leben entscheiden und häufig so lange wie möglich in der eige-
nen Wohnung, in nachbarschaftlich oder gemeinschaftlich organisierten Wohnformen oder in
Pflege-Wohngemeinschaften leben. Eine menschennahe Pflege und ambulante und stationäre
Angebote von hoher Qualität sind die Voraussetzung dafür.   Insbesondere gehören dazu exis-
tenzsichernde Gehälter, niedrige Zugangsschwellen und einheitliche Qualitätsstandards für die
Ausbildungsläufe in der Pflege.

Die meisten Menschen sterben in Institutionen wie Pflegeheimen und Krankenhäusern, obwohl
der größte Teil der Menschen es vorziehen würde im Kreis von vertrauten Personen die letzte
Lebenszeit zu verbringen. Vor diesem Hintergrund ist die Hospizbewegung durch weitere Grün-
dungen und den Ausbau von wohnortnahen Hospizeinrichtungen zu unterstützen. Die hospizli-
che Begleitung von Schwerkranken und Sterbenden muss sich an Menschen aller Glaubensrich-
tungen und Weltanschauungen richten. Die Professionalität der Hospize ist zu stärken, um auch
das Lebensende und Sterben schwerstkranker Menschen menschenwürdig und in der Nähe ih-
rer Angehörigen sicher zu stellen. Hierzu zählt auch die weitere Förderung der Palliativmedizin.
Die juristischen Grundlagen für ein Sterben in Würde, insbesondere durch eine größere Rechts-
sicherheit bei der Errichtung und Geltung von Patientenverfügungen, sind gesetzlich zu schaf-
fen.

Wir lassen aber auch die Familien mit dieser anspruchsvollen und belastenden Aufgabe nicht al-
lein, gerade auch weil dies zu Lasten der Frauen ginge. Damit die Sorge für andere nicht mit der
Erwerbstätigkeit kollidiert, haben wir GRÜNE eine dreimonatige Pflegezeit ähnlich der Elternzeit
vorgeschlagen, für alle, die die Pflege von Angehörigen oder Freunden organisieren oder diese
beim Sterben begleiten.

Wer GRÜN wählt, …

 … bekommt gute Kindergärten in ausreichender Zahl für jedes Kind.

 … bekämpft und verhindert Kinderarmut.

 … verankert die Rechte von Kindern und Jugendlichen im Grundgesetz.

 … fördert das Zusammenleben von Menschen und nicht den Trauschein.
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 … will auch im Alter selbstbestimmt und würdig leben.
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